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Verordnung 
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Verordnung über befreiende Konzernabschlüsse und Konzernlageberichte 
von Mutterunternehmen mit Sitz in einem Staat, der nicht Mitglied der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft ist, zur Durchführung des Artikels 11 
der Siebenten Richtlinie 83/349/EWG des Rates vom 13. Juni 1983 
(Konzernabschlußbefreiungsverordnung — KonBefrV) 


A. Zielsetzung 

Mit der Verordnung macht der Bundesminister der Justiz von der 
ihm in § 292 des Handelsgesetzbuchs erteilten Ermächtigung Ge- 
brauch, die die Einhaltung der Konzemrechnungslegungspflicht 
nach § 290 HGB erleichternde Regelung des § 291 HGB auch auf 
solche Mutterunternehmen auszudehnen, die ihren Sitz außerhalb 
der EG haben. Hiernach können Unternehmen mit Sitz in der Bun- 
desrepublik Deutschland von den Pflichten des § 290 HGB unter 
anderem befreit werden, wenn das Mutterunternehmen mit Sitz 
außerhalb der EG einen Konzernabschluß und einen Konzernlage- 
bericht aufstellt, der den Teilkonzern mit Sitz in Deutschland um- 
faßt, und der nach einem an die Siebente Richtlinie über den Kon- 
zernabschluß angepaßten Recht eines Mitgliedstaates der EG oder 
in gleichwertiger Form aufgestellt worden ist. Von der Möglich- 
keit, die Befreiung in der Rechtsverordnung von der Gegenseitig- 
keit abhängig zu machen, wird kein Gebrauch gemacht. Die Ver- 
ordnung ist befristet. Sie gilt nur für die Geschäftsjahre 1990 bis 
1992. Grund für die Befristung ist, daß die Gegenseitigkeit noch 
nicht mit allen Staaten gewährleistet ist. Insbesondere lehnen die 
Vereinigten Staaten von Amerika die Anerkennung europäischer 
Konzernabschlüsse für Zwecke der Börsennotierung ab. Die Über- 
gangszeit soll zur Klärung dieser Frage und zur Vorbereitung einer 
langfristigen Regelung genutzt werden. 
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B. Lösung 

Es wird vorgeschlagen, dem im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister der Finanzen und dem Bundesminister für Wirtschaft vor- 
bereiteten Entwurf einer Konzernabschlußbefreiungs Verordnung 
zuzustimmen. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Da die Verordnung lediglich die Fortführung der bisherigen Praxis 
erlaubt, verursacht die Regelung keine Kosten. Deshalb sind da- 
von auch keine preislichen Auswirkungen zu erwarten. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 2. Oktober 1991 

021 (131) - 410 00 - Ko 7/91 


An den Präsidenten 

des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich die von dem Bundesminister der Justiz zu erlassende Ver- 
ordnung über befreiende Konzernabschlüsse und Konzernlageberichte von Mutter- 
unternehmen mit Sitz in einem Staat, der nicht Mitglied der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft ist, zur Durchführung des Artikels 1 1 der Siebenten Richtlinie 
83/349/EWG des Rates vom 13. Juni 1983 (Konzernabschlußbefreiungsverordnung 
— KonBefrV) mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte um weitere Veranlassung gemäß § 292 Abs. 4 des Handelsgesetzbuchs. 

Kohl 
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Verordnung über befreiende Konzernabschlüsse und Konzernlageberichte 
von Mutterunternehmen mit Sitz in einem Staat, der nicht Mitglied 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft ist, zur Durchführung des Artikels 1 1 
der Siebenten Richtlinie 83/349/EWG des Rates vom 13. Juni 1983 
(Konzernabschlußbefreiungsverordnung — KonBefrV) 


Vom . . . 


Auf Grund des § 292 des Handelsgesetzbuchs in der 
im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnum- 
mer 4100-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, der 
durch Artikel 1 Nr. 8 des Gesetzes vom 19. Dezember 
1985 (BGBl. I S. 2355) eingefügt worden ist, verordnet 
der Bundesminister der Justiz im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister der Finanzen und dem Bundes- 
minister für Wirtschaft sowie unter Berücksichtigung 
der besonderen Rechte des Deutschen Bundestages 
gemäß Absatz 4: 

§1 

Ein Mutterunternehmen, das zugleich Tochterun- 
ternehmen eines Mutterunternehmens mit Sitz in ei- 
nem Staat ist, der nicht Mitglied der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft ist, braucht einen Konzern- 
abschluß und einen Konzernlagebericht nicht aufzu- 
stellen, wenn es einen den Anforderungen des § 2 ent- 
sprechenden Konzernabschluß und Konzernlagebe- 
richt seines Mutterunternehmens einschließlich des 
Bestätigungsvermerks oder des Vermerks über des- 
sen Versagung nach den für den entfallenden Kon- 
zernabschluß und Konzernlagebericht maßgeblichen 
Vorschriften in deutscher Sprache offenlegt. Ein be- 
freiender Konzernabschluß und ein befreiender Kon- 
zernlagebericht können von jedem Unternehmen un- 
abhängig von seiner Rechtsform und Größe aufge- 
stellt werden, wenn das Unternehmen als Kapitalge- 
sellschaft mit Sitz in einem Mitgliedstaat der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft zur Aufstellung eines 
Konzernabschlusses unter Einbeziehung des zu be- 
freienden Mutterunternehmens und seiner Tochter- 
unternehmen verpflichtet wäre. 


§2 

(1) Der Konzernabschluß und Konzernlagebericht 
eines Mutterunternehmens mit Sitz in einem Staat, 
der nicht Mitglied der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft ist, haben befreiende Wirkung, wenn 

1. das zu befreiende Mutterunternehmen und seine 
Tochterunternehmen in den befreienden Konzern- 
abschluß unbeschadet der §§ 295, 296 des Han- 
delsgesetzbuchs einbezogen worden sind, 

2. der befreiende Konzernabschluß und der befrei- 
ende Konzernlagebericht nach dem mit den Anfor- 
derungen der Richtlinie 83/349/EWG übereinstim- 
menden Recht eines Mitgliedstaates der Europäi- 


schen Wirtschaftsgemeinschaft aufgestellt worden 
sind oder einem nach diesem Recht eines Mitglied- 
staates der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
aufgestellten Konzernabschluß und Konzernlage- 
bericht gleichwertig sind, 

3. der befreiende Konzernabschluß von einem in 
Übereinstimmung mit den Vorschriften der Richtli- 
nie 84/253/EWG zugelassenen Abschlußprüfer ge- 
prüft worden ist oder der Abschlußprüfer zuminde- 
stens eine den Anforderungen dieser Richtlinie 
gleichwertige Befähigung hat und der Konzernab- 
schluß in einer den Anforderungen des Handelsge- 
setzbuchs entsprechenden Weise geprüft worden 
ist und 

4. der Anhang des Jahresabschlusses des zu befreien- 
den Unternehmens folgende Angaben enthält: 

a) Name und Sitz des Mutterunternehmens, das 
den befreienden Konzernabschluß aufstellt, und 

b) einen Hinweis auf die Befreiung von der Ver- 
pflichtung, einen Konzernabschluß und einen 
Konzernlagebericht aufzustellen. 

(2) § 291 Abs. 3 des Handelsgesetzbuchs ist ent- 
sprechend anzuwenden. 


§3 

In den Fällen des § 2 Nr. 2 kann das Recht eines 
anderen Mitgliedstaates der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft einem befreienden Konzernab- 
schluß und einem befreienden Konzernlagebericht je- 
doch nur zugrunde gelegt oder für die Herstellung der 
Gleichwertigkeit herangezogen werden, wenn diese 
Unterlagen in dem anderen Mitgliedstaat anstelle ei- 
nes sonst nach dem Recht dieses Mitgliedstaates vor- 
geschriebenen Konzernabschlusses und Konzernla- 
geberichts offengelegt werden. Dem befreienden 
Konzernabschluß ist eine Bestätigung über die er- 
folgte Hinterlegung in dem anderen Mitgliedstaat 
beizufügen. 


§4 

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach der Ver- 
kündung in Kraft. Sie tritt mit Ablauf des 31. Dezem- 
ber 1993 außer Kraft. 
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(2) Die Verordnung ist erstmals auf Konzern ab - 
Schlüsse und Konzernlageberichte für nach dem 
31. Dezember 1989 beginnende Geschäftsjahre anzu- 
wenden und letztmals auf solche, für die das Ge- 
schäftsjahr zum 31. Dezember 1992 endet. 


Bonn, den . . . 


Der Bundesminister der Justiz 
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Begründung 


A. Allgemeines 

I. Einleitung 

Stehen in einem Konzern die Unternehmen unter der 
einheitlichen Leitung einer Kapitalgesellschaft (Mut- 
terunternehmen) mit Sitz im Inland und gehört dem 
Mutterunternehmen eine Beteiligung an dem unter 
der einheitlichen Leitung stehenden Unternehmen 
(Tochterunternehmen), so haben die gesetzlichen 
Vertreter des Mutterunternehmens für das Konzern- 
geschäftsjahr einen Konzernabschluß und einen Kon- 
zernlagebericht aufzustellen (vgl. § 290 HGB). Daraus 
folgt, daß an sich in einem mehrstufigen Konzern je- 
des Mutterunternehmen für seinen Bereich einen 
(Teil-) Konz er nab Schluß auf stellen müßte, der jeweils 
alle nachgeordneten Tochterunternehmen ein- 
schließt. Ein Tochterunternehmen, das auf der unter- 
sten Stufe eines Konzerns steht, wäre demnach in so 
viele (Teil-) Konzernabschlüsse einzubeziehen, wie es 
Konzernstufen über ihm gibt (sog. Tannenbaumprin- 
zip). Derartige Stufenabschlüsse widersprechen aber 
grundsätzlich dem Prinzip der wirtschaftlichen Ein- 
heit eines Konzerns. Daher werden nach den §§291 
und 292 HGB die Unternehmen unter bestimmten 
Voraussetzungen von der Verpflichtung zur Aufstel- 
lung von (Teil-) Konzernabschlüssen befreit. Ein Mut- 
terunternehmen braucht danach einen Konzernab- 
schluß und Konzernlagebericht grundsätzlich nicht 
aufzustellen, wenn es mit allen seinen Tochterunter- 
nehmen in einen übergeordneten Konzernabschluß 
einbezogen wird. Damit ist grundsätzlich nur noch ein 
Konzernabschluß, nämlich der Gesamtkonzernab- 
schluß, von dem obersten Mutterunternehmen aufzu- 
stellen. Die Anforderungen einer Befreiung von der 
Verpflichtung zur Erstellung von (Teil-) Konzernab- 
schlüssen richten sich danach, wo das den befreien- 
den Abschluß aufstellende übergeordnete Mutterun- 
ternehmen seinen Sitz hat. Aus § 291 HGB ergibt sich 
unmittelbar, unter welchen Voraussetzungen der 
Konzernabschluß eines Mutterunternehmens mit Sitz 
in einem Mitgliedstaat der EG befreiende Wirkung 
hat. 

Dagegen haben Konzernabschlüsse von Mutterunter- 
nehmen mit Sitz außerhalb der EG nach den Vor- 
schriften des HGB unmittelbar keine befreiende Wir- 
kung. § 292 HGB beinhaltet jedoch die Ermächtigung 
an den Bundesminister der Justiz zum Erlaß einer 
besonderen Rechtsverordnung, die die befreiende 
Wirkung von außerhalb der EG aufgestellten Kon- 
zernabschlüssen regelt. Die Verordnungsermächti- 
gung selbst legt dabei lediglich die formellen Anfor- 
derungen und materiellen Grundvoraussetzungen 
fest, denen die darauf beruhende Rechtsverordnung 
genügen muß. Danach ist die befreiende Wirkung 
generell davon abhängig zu machen, daß der befrei- 
ende Konzernabschluß und Lagebericht des ausländi- 
schen Mutterunternehmens dem Recht eines EG-Mit- 


gliedstaates entspricht oder diesem zumindest gleich- 
wertig ist. 


II. Inhalt des Entwurfs 

Mit dem vorliegenden Entwurf einer Verordnung 
macht der Bundesminister der Justiz von der ihm in 
§ 292 HGB erteilten Ermächtigung zunächst in Form 
einer befristeten Regelung Gebrauch. Eine endgül- 
tige Regelung ist zur Zeit noch nicht möglich, da die 
Voraussetzungen für die gegenseitige Anerkennung 
von Konzernabschlüssen von Unternehmen mit Sitz in 
den EG-Mitgliedstaaten und von Konzernunterneh- 
men außerhalb der EG noch nicht abschließend ge- 
klärt ist. Insbesondere verneint die amerikanische 
Börsenbehörde (SEC) gegenüber der EG die Aner- 
kennung der Gleichwertigkeit von Konzernabschlüs- 
sen von Unternehmen mit Sitz in den EG-Staaten mit 
den Konzernabschlüssen amerikanischer Unterneh- 
men für die Zwecke der Börsennotierung. 

Mit der befristeten Regelung wird dem Interesse deut- 
scher Tochterunternehmen ausländischer Mutterun- 
ternehmen mit Sitz außerhalb der EG Rechnung ge- 
tragen, die schon nach bisher geltendem Recht beste- 
hende Befreiung von der Pflicht zur Konzernrech- 
nungslegung (vgl. § 330 AktG) fortzuschreiben. Diese 
Regelung lief entsprechend Artikel 23 Abs. 2 EGHGB 
zum 31. Dezember 1989 aus. Würde daher keine Re- 
gelung getroffen, so müßten deutsche Tochterunter- 
nehmen, die gleichzeitig Mutterunternehmen sind, 
erstmals zum 31. Dezember 1990 (Teil-) Konzernab- 
schlüsse und Lageberichte aufstellen, prüfen lassen 
und offenlegen. Die damit verbundenen Aufwendun- 
gen der Unternehmen wären im Hinblick auf den Re- 
gelungszweck und die Tatsache, daß die Unterneh- 
men die Verzögerung im Abstimmungsprozeß nicht 
zu vertreten haben, nicht hinnehmbar, so daß eine 
befristete Regelung bis zur Klärung geboten er- 
scheint. 

In den §§ 1 bis 2 der Verordnung werden entspre- 
chend der Verweisung in § 292 Abs. 1 Satz 1 HGB die 
Voraussetzungen zur Befreiung von der Konzernrech- 
nungslegungspflicht in Anlehnung an § 291 Abs. 1 
und 2 HGB geregelt. In § 3 der Verordnung wird die 
Maßgabe nach § 292 Abs. 1 Satz 2 HGB umgesetzt. 
§ 4 regelt die zeitlich befristete Dauer der Regelung. 

Nach § 292 Abs. 1 Satz 1 HGB erläßt der Bundesmini- 
ster der Justiz im Einvernehmen mit dem Bundesmi- 
nister der Finanzen und dem Bundesminister für Wirt- 
schaft ohne Zustimmung des Bundesrates die Rechts- 
verordnung. Nach § 292 Abs. 4 HGB ist die Rechtsver- 
ordnung vor Verkündung dem Deutschen Bundestag 
zuzuleiten. Sie kann durch Beschluß des Bundestages 
geändert oder abgelehnt werden. Der Beschluß des 
Bundestages ist sodann dem Bundesminister der Ju- 
stiz zuzuleiten. Dieser ist bei der Verkündung der 
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Rechtsverordnung an den Beschluß gebunden. Hat 
sich der Deutsche Bundestag nach Ablauf von drei 
Sitzungswochen seit Eingang der Rechtsverordnung 
nicht mit ihr befaßt, so wird die unveränderte Rechts- 
verordnung dem Justizminister zur Verkündung zu- 
rückgeleitet. 

III. Kosten 

Da die Verordnung lediglich die Fortführung der bis- 
herigen Praxis erlaubt, verursacht die vorgesehene 
Regelung keine Kosten. Deshalb sind davon auch 
keine preislichen Auswirkungen zu erwarten. 

B. Besonderer Teil 

Zu § 1 

Die Vorschrift regelt entsprechend der Verweisung in 
§ 292 Abs. 1 Satz 1 HGB auf § 291 HGB die Voraus- 
setzungen für die Befreiung von der Pflicht zur Auf- 
stellung eines Konzernabschlusses und Konzernlage- 
berichts. Nach Satz 1 ist jedes Mutterunternehmen, 
das zugleich Tochterunternehmen eines Mutterunter- 
nehmens mit Sitz in einem Staat, der nicht Mitglied 
der EG ist, von der Aufstellung eines Konzernab- 
schlusses und eines Konzernlageberichts befreit, 
wenn ein den Anforderungen des § 2 entsprechender 
Konzernabschluß und Konzernlagebericht dieses 
Mutterunternehmens nebst Prüfungsvermerk offen- 
gelegt wird. Der befreiende Konzernabschluß und der 
befreiende Konzernlagebericht sind in deutscher 
Sprache nach den Vorschriften offenzulegen, die nach 
dem Recht des zu befreienden Mutterunternehmens 
für den entfallenden Konzernabschluß und Konzern- 
lagebericht gelten. Soll ein Mutterunternehmen mit 
Sitz in der Bundesrepublik Deutschland befreit wer- 
den, so sind der Konzernabschluß und der Konzernla- 
gebericht mit dem bestätigten Vermerk oder dem 
Vermerk über dessen Versagung im Bundesanzeiger 
bekanntzumachen. Die Bekanntmachung ist unter 
Beifügung dieser Unterlagen zum Handelsregister 
des Sitzes des befreiten Mutterunternehmens einzu- 
reichen. Die Offenlegung wird in deutscher Sprache 
verlangt, weil die Offenlegung in einer fremden Spra- 
che die Kenntnisnahme vom Inhalt des befreienden 
Konzernabschlusses und Konzernlageberichts in ei- 
ner Weise erschweren würde, die den Interessenten 
nicht zuzumuten ist. Satz 2 entspricht der Regelung in 
§ 291 Abs. 1 Satz 2 HGB. Mit dieser Regelung wird 
klargestellt, daß ein befreiender Konzernabschluß 
rechtsform- und größenunabhängig auch freiwillig 
aufgestellt werden kann. Bedingung ist allerdings, 
daß es sich um ein Unternehmen handelt, das in der 
Rechtsform einer Kapitalgesellschaft geführt werden 
könnte und in diesem Fall zur Konzernrechnungsle- 
gung verpflichtet wäre; Privatpersonen, Bund, Länder 
und Gemeinden scheiden damit als Mutterunterneh- 
men aus. 

Zu §2 

In § 2 werden die weiteren Bedingungen für den be- 
freienden Konzernabschluß und Konzernlagebericht 
aufgeführt, wie sie sich aus § 292 Abs. 1 Satz 1 und 


Abs. 2 HGB ergeben. Nach Absatz 1 tritt die befrei- 
ende Wirkung ein, wenn das befreiende Mutterunter- 
nehmen seine Tochterunternehmen in den befreien- 
den Konzernabschluß unbeschadet der §§ 295 und 
296 HGB einbezogen hat. Weiteres Kriterium ist, daß 
der befreiende Konzernabschluß und Konzernlagebe- 
richt entweder nach dem an die Siebente Richtlinie 
angepaßten Recht eines Mitgliedstaats der EG aufge- 
stellt oder einem solchen Recht gleichwertig sind. Die 
Regelung in Nummer 3 wiederholt teilweise den Ge- 
setzestext des § 292 Abs. 2 HGB. Um Mißverständ- 
nisse zu vermeiden, wird dadurch klargestellt, daß der 
befreiende Konzernabschluß von einem nach den 
Vorschriften der Achten Richtlinie zugelassenen Ab- 
schlußprüfer oder von einem gleichwertig befähigten 
Abschlußprüfer in einer den Anforderungen des Han- 
delsgesetzbuchs entsprechenden Weise geprüft wer- 
den muß. Dabei sind insbesondere die §§ 316, 317, 
319, 320 und 322 HGB zu beachten. Außerdem muß 
der Anhang des Jahresabschlusses des zu befreien- 
den Unternehmens Angaben über Name und Sitz des 
Mutterunternehmens, das den befreienden Konzern- 
abschluß aufstellt, und einen Hinweis auf die Befrei- 
ung von der Verpflichtung, einen Konzern ab Schluß 
und einen Konzernlagebericht aufzustellen, enthal- 
ten. In Absatz 2 ist klarstellend bestimmt worden, daß 
auch § 291 Abs. 3 HGB gilt. 


Zu §3 

Satz 1 bestimmt in Ergänzung von § 2 Nr. 2, daß das 
Recht eines anderen EG-Mitgliedstaates als das der 
Bundesrepublik Deutschland für deutsche Teilkon- 
zerne in diesen Fällen nur zugrunde gelegt oder für 
die Beurteilung der Gleichwertigkeit herangezogen 
werden kann, wenn der befreiende Konzernabschluß 
und Konzernlagebericht in dem anderen EG-Mit- 
gliedstaat offengelegt wird, um einer nach dem Recht 
dieses Mitgliedstaates ansonsten vorgeschriebenen 
Konzernrechnungslegungspflicht zu entgehen. Es 
muß also ein weiteres Konzern (Mutter) unternehmen 
seinen Sitz in diesem EG-Staat haben, für das der 
(übergeordnete) Nicht-EG-Konzernabschluß und 
Konzernlagebericht ebenfalls befreiende Wirkung 
hat. Mit dieser Regelung soll verhindert werden, daß 
jeweils das Recht eines EG-Staates mit den geringsten 
Anforderungen an die Konzernrechnungslegung für 
den befreienden Abschluß gewählt wird, ohne daß 
dies durch die tatsächlichen Konzernverbindungen 
gerechtfertigt wäre. Satz 2 bestimmt, daß eine Bestä- 
tigung der nach Artikel 38 der Siebenten Richtlinie 
zuständigen Stelle des anderen Mitgliedstaates über 
die erfolgte Hinterlegung, den beim inländischen 
Handelsregister im Rahmen der Offenlegung einzu- 
reichenden Unterlagen beizufügen ist. Durch diese 
Bestätigung über die Hinterlegung soll den deutschen 
Behörden die Überprüfung erspart werden, ob der 
befreiende Abschluß dem Recht eines anderen Mit- 
gliedstaates gleichwertig ist. 


Zu § 4 

Die Verordnung soll am Tag nach ihrer Verkündung 
in Kraft treten. Da ihre Geltungsdauer nach § 4 Abs. 2 
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befristet ist, ist das Datum des Außerkrafttretens fest- 
zulegen. Da die Regelung bis zum Geschäftsjahr 1992 
gilt und die notwendigen Maßnahmen zur Befreiung 
für dieses Geschäftsjahr erst 1993 durchgeführt wer- 
den, kann die Verordnung erst mit Ablauf des 31. De- 
zember 1993 außer Kraft treten. 

In Absatz 2 wird bestimmt, daß die Verordnung für die 
Geschäftsjahre 1990 bis 1992 gilt. 
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